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In meiner Februar-Kolumne hatte lch Ih-
nen, Iiebe Leserinnen und Lesern, von
meinen Analysen zum Länderfinanzaus-
gleich, vom Umsatzsteuerausgleich und
von den Bundesergänzungszuweisungen
berichtet.

Ich wurde oft darauf angesprochen,
wieso die Landesregierung bis jetzt nicht
gegen den Länderfinanzausgleich klagt,
sondern auf eine verhandlungslösung
hofft. Schon viermal rvar der Länderfi-
nanzausgleich vor dem Bundesverfas-
sungsgericht; 1999 kam die Vorgabe des
Gerichts, dass die Finanzen der Kommu-
nen stärker berücksichtigt werden müs-
sen.2005 stimmte der damalige Minister-
präsident Oettinger dann dem jetzigen
Finanzausgleich zu, der die Finanzkralt
der Kommunen mit 64 Prozent statt seit-
her 50 Prozent einbezog. Es gibt die Be-
fürchtung, dass das Gericht.zum Nach-
teil von Baden-Würl l emberg die Finanz-
kralt der Kommunen noch stärker einbe-
ziehen möchte.

Sowohl für Verhandiungen des 2019
auslaufenden Länderfinanzausgleichs,
wie für eine Klage lohnt es sich, die Fi-
nanzströme noch genauer anzusehen.
Neben dem Länderfinanzausgleich mit

...der
5PD-Landtags-
abgeordnete

Gernot Gruber

der gesamten Finanzkraft der Länder
Beim Umsatzsteuerausgleich schultert

Baden-Württemberg 20,1 Prozent ( l) der
Mittel an die Neh-
merländer, beim
Länderfinanzaus-
gleich sind es sogar
34 Prozent. Hinge-
gen geht Baden-
Württemberg bei
den Bundesergän-
zungszuweisungen
in Höhe von 11 Mil-
liarden Euro voll-
kommen leer aus.

Es bekommt nur einen Anteil von 9,7
Prozent bei den Agrarleistungen, und
selbst bei den Mitteln für die Bundes-
straßen kommt der Südweststaat mit
12,6 Prozent nur unterdurchschnittlich
gut weg. Letztlich zahlen die Bürgerin-
nen und Bürger Baden-Wüfttembergs
mit ihrer Stromrechnung auch mehr Ein-
speisevergütung, als nach Baden-Würt-
temberg an Vergütungen zurücklließt.

Wir stehen nach dem Ausgleich und

den Bundeszuschüssen um 343 Euro pro
Kopf schlechter da als vorher. Nachdem
der Südweststaat mit 2943 Euro pro
Kopf gestartet war, bleiben nach den
analysierten Umverteilungsebenen und
den zugewiesenen Bundesgeldern ledig-
lich 2 600 Euro übrig. Damit fä111 das fi-
nanzstarke Baden-Württemberg im Län-
dervergleich vom 3. aul den 14. Tabellen-
platz zurück - während die östllchen
Bundesländer und Berlin rund 1500 Euro
pro Kopf zulegen. So legt Mecklenburg-
Vorpommern von 1868 Euro pro Kopf auf
3641 Euro zu und verbessert sich von
Bang 14 auf Platz 2. Die Einkommens-
verhältnisse der Länder werden nicht
angeglichen, sondern umgekehrt. Das
geht weit über das Ausgleichsgebot des
Grundgesetzes hinaus. Der Staatsanzei-
ger hat einen Teil meiner Analyseergeb-
nisse kürzlich auf der Titelseite veröf-
Ientlicht. Ich hoffe, dass dies mithellen
kann, dass Baden-Württemberg sowohl
bei der Zuweisung von Bundesmitteln
wie bei den Finanzausgleichen einen bes-
seren Schnitt machen wird.

Baden-Wü rttem be rgzah lt am meisten
einem Umverteilungsvolumen von 7,9
Milliarden Euro sind in nachfolgenden
Analyseergebnissen für 2012 auch der
Umsatzsteueraus-
gleich (7,3 MiIIiar-
den), die Bundeser-
gänzungszuweisun-
gen (11,4 Milliar-
den), die Exzellenz-
initiative (0,4 Milli-
arden), die Förde-
rung von Agrar-
struktur und Küs-
tenschutz (0,4 Mil-
liarden), die Bun-
desgelder für Bundesfe.nstraßen (6,4
Milliarden) sowie Umlagen nach dem Er-
neuerbare-Energien-Gesetz (7 Milliarden
an Zu- oder Abflüssen in die jeweiligen
Länder) einbezogen. Insgesamt sind Fi-
nanzströme in Höhe von rund 40 Milliar-
den Euro berücksicht-rgt.

Baden-Wüfllemberg stellt mi1 seinen
10,8 Millionen Einwohnern 13,2 Prcze\L
der BevöIkerung in Deutschland. Diese
13,2 Pt:ozent erwirtschaften 74,9 PrczeLt
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